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Ihr Zeichen: -                                  Schreiben vom 22.10.2025 

 

Stellungnahme zur 1. Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplans der Großen 
Kreisstadt Freital (Entwurf i. d. F. vom 04.06.2025) 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e.V. (BUND) nimmt im Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 
3 Abs. 2 BauGB fristgerecht Stellung zur 1. Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplans der 
Großen Kreisstadt Freital. Als anerkannter Naturschutzverband nach § 63 BNatSchG nehmen wir unser 
Mitwirkungsrecht wahr und bewerten den vorliegenden Planentwurf aus Sicht des Natur-, Arten-, Boden- 
und Klimaschutzes. 

 

Dem Flächennutzungsplan kann zum gegenwärtigen Arbeitsstand nicht zugestimmt werden. Es erge-
hen Forderung und Hinweise: 

 

Die Stadt Freital steht vor der Herausforderung, Wohn- und Gewerbeflächenbedarfe mit den Erfordernis-
sen eines wirksamen Umwelt- und Klimaschutzes in Einklang zu bringen. Der vorgelegte FNP-Entwurf 
samt Umweltbericht und Landschaftsplan zeigt umfangreiche Neuausweisungen von Bauflächen, die 
überwiegend auf bisher unversiegelten, landwirtschaftlich genutzten Flächen im Außenbereich liegen 
(Umweltbericht, S. 5–9; Begründung, S. 59–80). Damit entstehen erhebliche Zielkonflikte mit 
gesetzlichen Vorgaben zu Flächenkreislaufwirtschaft, Bodenschutz und Klimaanpassung. 

Die im Umweltbericht und Landschaftsplan benannten Ziele zu Entsiegelung, Grünflächenentwicklung 
und Klimaschutz können besser erreicht werden, wenn Flächenverbrauch konsequent begrenzt, 
Innenentwicklung priorisiert und neue wie bestehende Gebäude energieeffizient und 
ressourcenschonend – möglichst unter Wiederverwendung vorhandener Baumaterialien – entwickelt 
werden. 

 

Grundsätzliche Bewertung 

Der BUND begrüßt ausdrücklich, dass der Landschaftsplan parallel zum FNP aufgestellt wird und 
umfangreiche Maßnahmen zur Entwicklung von Natur und Landschaft benennt (u.a. Entsiegelungs-, 
Extensivierungs- und Aufforstungsflächen) (Landschaftsplan; Umweltbericht, S. 8–9, Tabelle 2). Ebenso 
positiv ist die Berücksichtigung ökologischer Belange im Umweltbericht sowie der im Verfahren erfolgte 
Verzicht auf besonders konfliktträchtige Gewerbeflächen nördlich der Zöllmener Straße nach 
Bürgerprotesten (Begründung, S. 73–75; Bürgerstellungnahmen 3-21). 
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Gleichwohl bewertet der BUND den Gesamtumfang der Neuinanspruchnahme von Freiflächen als zu 
hoch und nicht ausreichend durch den dokumentierten Bedarf begründet. Der Flächenverbrauch für 
neue Wohn-, Misch- und Gewerbeflächen summiert sich auf deutlich über 20 Hektar (Begründung, S. 
62–75), wobei mehrere Standorte in ökologisch sensiblen Bereichen mit hoher Bodengüte, 
Erosionsgefährdung, Bedeutung für Kaltluftentstehung oder Artenschutz liegen (Umweltbericht, S. 29–
120). Die im Umweltbericht dokumentierten erheblichen Konflikte werden zu häufig mit dem Verweis 
auf nachfolgende Bebauungsplanverfahren relativiert, ohne dass bereits auf FNP-Ebene wirksame 
Minimierungs- und Vermeidungsstrategien verbindlich festgeschrieben werden (Umweltbericht, S. 113–
115). 

Die nachfolgende Stellungnahme gliedert sich in fünf Themenbereiche, in denen jeweils eine fachliche 
Bewertung mit konkreten Forderungen verbunden wird: 

1. Flächenverbrauch und Bodenschutz 

2. Schutzgüter Boden, Wasser, Klima/Luft 

3. Artenschutz, Biotope und Natura 2000 

4. Klimaschutz und Klimaanpassung 

5. Einzelstandorte mit besonderem Konfliktpotenzial  
 

1. Flächenverbrauch und Bodenschutz 

Bewertung 

Nach Begründung und Umweltbericht werden im Planungszeitraum zusätzliche Bauflächen 
ausgewiesen: ca. 14 ha für Einfamilienhäuser, ca. 5 ha für Geschosswohnungsbau, ca. 4 ha für 
gemischte Bauflächen sowie ca. 3,3 ha für Gewerbe (WuG1) (Begründung, S. 62–75). Hinzu kommen 
Sonderbauflächen. Der Gesamtumfang der Neuinanspruchnahme bisher unversiegelter, überwiegend 
landwirtschaftlich genutzter Böden liegt damit bei deutlich über 20 Hektar. 

Aus Sicht des BUND ist dieser Flächenverbrauch aus mehreren Gründen kritisch zu bewerten: 

- Widerspruch zu Bundes- und Landeszielen: Die Bundesregierung hat das Ziel ausgegeben, den Flä-
chenverbrauch bis 2030 auf unter 30 ha/Tag bundesweit zu reduzieren. Sachsen verfolgt entspre-
chende Ziele im Landesentwicklungsplan (LEP 2013, Z 2.2.1). Der vorgelegte FNP läuft diesen 
Zielen durch übermäßige Außenentwicklung zuwider. 

- Hohe Versiegelungsquote: Freital weist bereits heute eine überdurchschnittliche 
Versiegelungsquote von 46,85 % gegenüber 44,43 % im Bundesschnitt auf (Bürgerstellungnahmen 
3-21). Zusätzliche Neuversiegelung verschärft Hitze-, Trockenheits- und Hochwasserrisiken. 

- Inanspruchnahme hochwertiger Böden: Mehrere Neuausweisungen betreffen Acker- und Grünland-
standorte mit hoher Bodenfruchtbarkeit oder wichtigen Funktionen für Grundwasserneubildung und 
Erosionsschutz (Umweltbericht, S. 42–92). Dies widerspricht dem Bundesbodenschutzgesetz und 
der Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB. 

- Unzureichende Innenentwicklung: Trotz zahlreicher Brachen und Nachverdichtungspotenziale (u.a. 
Technologiepark Freital, innerstädtische Gewerbeflächen) wird primär auf die Inanspruchnahme 
neuer Außenbereichsflächen gesetzt (Begründung, S. 71–72). Eine systematische 
Brachflächenaktivierung ist nicht erkennbar. Der BUND empfiehlt, bei der Wohnbauentwicklung 
einen stärkeren Fokus auf kompakte, flächensparende Wohnformen wie Geschosswohnungsbau 
und verdichteter Mehrfamilienhausbau zu legen; dies sollte im FNP mit entsprechenden Prioritäten 
dokumentiert werden, während zusätzliche Einfamilienhausgebiete im Außenbereich auf das 
unvermeidbare Minimum zu begrenzen sind. 
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- Widerspruch zum eigenen Landschaftsplan: Der parallel aufgestellte Landschaftsplan weist 
umfangreiche Entsiegelungs-, Extensivierungs- und Aufforstungsflächen aus (Umweltbericht, 
Tabelle 2). Diese Zielsetzung ist mit einem massiven Neuflächenverbrauch nicht kompatibel. 

 

Forderungen 

Der BUND fordert: 

1. Deutliche Reduktion der Außenentwicklung: Der neu in Anspruch genommene Außenbereich für 
Wohn-, Misch- und Gewerbeflächen ist mindestens zu halbieren. Verbleibende Neuausweisungen 
sind auf nachweislich erforderliche Flächen mit möglichst geringer bodenfunktionaler Wertigkeit zu 
konzentrieren. Dabei sollte der Schwerpunkt der Wohnbauentwicklung auf flächensparende Mehrfa-
milien- und Geschosswohnungsbauten gelegt werden, während zusätzliche Einfamilienhausgebiete 
im Außenbereich auf ein realistisches Minimum zu begrenzen sind. 

2. Verbindliche Zielgröße im FNP: Für den Planungszeitraum ist im FNP eine verbindliche Zielgröße 
zur Begrenzung der zusätzlichen Flächeninanspruchnahme aufzunehmen und im Monitoring 
regelmäßig zu überprüfen. 

3. Vorrang Innenentwicklung: Vor jeder Inanspruchnahme hochwertiger Acker- und 
Grünlandstandorte sind systematisch innerstädtische Baulücken, Brachen (u.a. Technologiepark- 
und Industrieflächen, ehemalige Betriebsareale wie das Gelände südlich der Zöllmener Straße) und 
Nachverdichtungspotenziale auszuschöpfen. Dies ist im FNP durch ein eigenes Kapitel 
„Innenentwicklung und Brachflächenaktivierung" nachvollziehbar zu dokumentieren und mit 
Prioritäten zu versehen. Der BUND empfiehlt zudem, dass eine systematische Bestandsaufnahme 
und Dokumentation verfügbarer Innenentwicklungsflächen (Brachflächen, Baulücken, 
Nachverdichtungspotenziale) erstellt und regelmäßig fortgeschrieben wird, um den Vorrang der 
Innenentwicklung nachvollziehbar nachzuweisen. 

4. Kompensationskulisse verbindlich festschreiben: Die im Landschaftsplan ausgewiesenen 
Entsiegelungs-, Extensivierungs- und Aufforstungsflächen (Maßnahmen M_ER1–ER4, M_G1–G4, 
M_EG1–EG5, M_A1–A12) sind als vorrangige Kompensationskulisse für unvermeidbare Eingriffe 
festzuschreiben (Umweltbericht, Tabelle 2). Im FNP-Text ist zu konkretisieren, dass diese Flächen 
vorrangig zur Minderung der Bodenversiegelung und zur ökologischen Aufwertung eingesetzt 
werden und nicht für andere Nutzungen zur Verfügung stehen. 

5. Bodenschutz in Bebauungsplänen sicherstellen: Für alle neu dargestellten Bauflächen mit hoher 
Bodenfruchtbarkeit, Archivfunktion oder Grundwasserneubildungsfunktion ist im FNP-Text festzu-
schreiben, dass in nachfolgenden Bebauungsplänen eine weitgehende Begrenzung der 
überbaubaren und versiegelbaren Flächen erfolgt (u.a. niedrige GRZ, Stellplatzreduzierung durch 
Mobilitätskonzepte, verpflichtende Dachbegrünung, wasserdurchlässige Beläge). 

 

2. Schutzgüter Boden, Wasser, Klima/Luft 

Bewertung 

Der Umweltbericht zeigt, dass mehrere Planstandorte zu erheblichen oder zumindest deutlich 
wahrnehmbaren Beeinträchtigungen der Schutzgüter Boden, Wasser und Klima/Luft führen können 
(Umweltbericht, S. 113–115): 

- Erosionsgefährdete Hanglagen: Mehrere Wohnbauflächen liegen in Hanglagen mit erhöhter Erosi-
onsgefährdung (u.a. SW1 Somsdorf, Teile von WW1 Weißig, KNW1 Kleinnaundorf) (Umweltbericht, 
S. 42–85). 
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- Grundwassergefährdung: Zahlreiche Flächen liegen in Gebieten mit hoher geologisch bedingter 
Grundwassergefährdung oder hoher Bedeutung für die Grundwasserneubildung (u.a. WuG1, KNW1, 
WW1) (Umweltbericht, S. 42–120; Begründung, S. 64–70). Eine weitere Versiegelung gefährdet die 
Trinkwasserversorgung und verschärft Hochwasserrisiken. 

- Fehlende Klimaanalyse: Der im Umweltbericht durchgeführte „Klimacheck" bleibt vage und benennt 
keine konkreten Kaltluftentstehungsgebiete, Frischluftbahnen oder Hitzeschwerpunkte (Umweltbe-
richt, S. 134). Wichtige klimatische Funktionen der Freiflächen (u.a. Feldfluren um Wurgwitz als 
Frischluftschneise) werden nicht ausreichend gewürdigt. 

- Hochwasser- und Starkregenrisiko: Mehrere Flächen liegen in Einzugsgebieten sensibler Gewässer 
(Hammerbachtal, Weißeritz) oder in Bereichen mit Hochwasserrisiko (Umweltbericht, S. 69, 110). 
Die Kanalisationsnetze sind für künftige Starkregenereignisse nach Aussagen aus 
Bürgerstellungnahmen nicht ausgelegt (Bürgerstellungnahmen 3-21).  
 

Forderungen 

Der BUND fordert: 

1. Erosionsschutzkonzepte verbindlich einfordern: Für alle neuen Bauflächen in Hanglagen oder 
Gebieten mit hoher Erosionsgefährdung ist bereits auf FNP-Ebene textlich festzuhalten, dass in 
Bebauungsplänen detaillierte Erosionsschutzkonzepte (Bodenerhalt auf der Baustelle, 
terrassierende Bauweise, dauerhafte Begrünung unversiegelter Flächen, Rückhalt von 
Oberflächenabfluss durch Mulden-Rigolen-Systeme) zu erarbeiten und umzusetzen sind. Diese 
Verpflichtung ist im FNP-Text als Prüfauftrag zu verankern. 

2. Grundwasserschutz stärken: In Bereichen mit hoher Grundwassergefährdung oder relevanter 
Grundwasserneubildung (gemäß Regionalplan bzw. hydrogeologischen Karten) sollten 
Flächenausweisungen grundsätzlich überprüft werden. Wo Neuausweisungen notwendig sind, 
sollten strikte Vorgaben zur Begrenzung der Versiegelung (max. 40 % Versiegelungsgrad) und zur 
qualifizierten Regenwasserbewirtschaftung (Versickerung auf dem Grundstück, Mulden-Rigolen, 
Retentionsdächer, Zisternen) im FNP-Text dokumentiert werden. 

3. Klimaanalyse nachliefern und Frischluftschneisen sichern: Der im Umweltbericht durchgeführte 
Klimacheck sollte um eine fundierte stadtklimatische Analyse mit konkreten räumlichen 
Festlegungen zu Kaltluftentstehungsgebieten, Frischluftbahnen und Hitzeschwerpunkten ergänzt 
werden (Umweltbericht, S. 134). Diese Bereiche sollten in einer Themenkarte dargestellt und deren 
Freihaltung von weiterer baulicher Verdichtung dokumentiert werden. Dies gilt insbesondere für die 
Feldfluren nordwestlich von Wurgwitz, die als wichtige Frischluftschneise für die Kernstadt dienen 
(Bürgerstellungnahmen 3-21). 

4. Hochwasser- und Starkregenvorsorge: Für Flächen mit bestehendem Hochwasserrisiko bzw. in Ein-
zugsgebieten sensibler Gewässer (z.B. Hammerbachtal, Weißeritz) sollten neue Bauflächendarstel-
lungen restriktiv gehandhabt werden (Umweltbericht, S. 69, 110). Wo dennoch 
Siedlungsentwicklung vorgesehen wird, sollten im FNP Prüfaufträge für hochwasserangepasste 
Bauweisen (erhöhte Erdgeschossfußbodenhöhen, Verzicht auf Keller, druckwasserdichte 
Gebäudehüllen), schadlose Ableitung bzw. Rückhaltung des Regenwassers und die Bemessung der 
Kanalnetze für künftige Starkregenereignisse (Wiederkehrintervall mindestens 100 Jahre) 
aufgenommen werden. 

5. Gutachtenpflicht für WuG1: Für die gewerbliche Baufläche WuG1 wird empfohlen, eine vertiefte 
Betrachtung der lufthygienischen und schalltechnischen Auswirkungen einschließlich zusätzlicher 
Verkehrsbelastungen vorzusehen (Umweltbericht, S. 116–120). Der FNP sollte hier festschreiben, 
dass im Bebauungsplanverfahren Luftreinhalte-, Lärm- und Verkehrsgutachten zu erstellen sind und 
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deren Ergebnisse die zulässige Nutzungsart, Emissionskontingentierung und Betriebsorganisation 
maßgeblich lenken. 

3. Artenschutz, Biotope und Natura 2000 

Bewertung 

Nach Umweltbericht und Landschaftsplan berühren mehrere Neuausweisungen sensible Biotopstruktu-
ren, Biotopverbundachsen oder potenzielle Lebensräume streng geschützter Arten (Umweltbericht, S. 
29–120; Landschaftsplan). Besonders hervorzuheben: 

- WuG1: Für die gewerbliche Baufläche WuG1 wird ausdrücklich auf mögliche artenschutzrechtliche 
Konflikte hingewiesen (Brutstätten von Vögeln, potenzielle Fledermausquartiere in bestehenden 
Stallgebäuden, Lebensraum für Insekten auf Grünland) (Umweltbericht, S. 116–117). Der 
Umweltbericht stellt „voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt" fest, die nur durch zusätzliche Maßnahmen auf B-Plan-Ebene vermieden oder kompensiert 
werden können (Umweltbericht, S. 120). 

- Bürgerhinweise: In zahlreichen Bürgerstellungnahmen zu den früher geplanten Erweiterungsflächen 
an der Zöllmener Straße werden Hinweise auf hohe Artenvielfalt gegeben, u.a. Vorkommen von Rot-
milan, seltenen Vogelarten, Schwarzstorch (Rastgebiet), Rehe, Eidechsen, Wildbienen (Bürgerstel-
lungnahmen 3-21). Diese Beobachtungen belegen die hohe naturschutzfachliche Sensibilität des 
Raumes um Wurgwitz. 

- Biotopverbund: Der Landschaftsplan weist Biotopverbundachsen und wertvolle Grünstrukturen aus, 
die durch Bauflächenausweisungen fragmentiert oder beeinträchtigt werden können (u.a. Bereiche 
zwischen Waldgebieten und Offenland) (Landschaftsplan; Umweltbericht, Tabelle 2). 

- Fehlende Erfassungen: Für zahlreiche Flächen liegen keine aktuellen artenschutzfachlichen 
Erfassungen vor. Der Umweltbericht arbeitet mit Potenzialabschätzungen, was zu einer 
Unterschätzung der tatsächlichen Betroffenheit führen kann (Umweltbericht, S. 27).  

 

Forderungen 

Der BUND fordert: 

1. Artenschutzprüfung vor Bauflächenausweisung: Für alle Planflächen mit im Umweltbericht ausge-
wiesenem „Konfliktpotenzial" oder „voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen" im 
Schutzgut Tiere, Pflanzen, Biotopverbund sollte im FNP dokumentiert werden, dass 
Bebauungspläne nur auf Basis vollständiger artenschutzfachlicher Erfassungen über mindestens 
eine Vegetationsperiode hinweg aufgestellt werden (Umweltbericht, S. 113–115). Die Erfassungen 
sollten alle relevanten Artengruppen umfassen (Vögel, Fledermäuse, Reptilien, Amphibien, Insekten, 
Pflanzen) und nach anerkannten fachlichen Standards erfolgen. 

2. Biotopverbund im FNP sichern: Biotopverbundachsen und landschaftsplanerisch gesicherte Grün-
züge sollten im FNP konsequent als „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft" dargestellt werden (Umweltbericht, S. 8–9). Überlagernde 
Bauflächendarstellungen sollten zurückgenommen oder auf Teilflächen ohne Verbundfunktion 
beschränkt werden. Der FNP sollte eine eigene Themenkarte „Biotopverbund" enthalten, die die Ver-
bundachsen und Trittsteinbiotope darstellt. 

3. Puffer zu Schutzgebieten: In der Umgebung von Natura-2000-Gebieten (u.a. FFH-Gebiet Täler von 
Vereinigter und Wilder Weißeritz), Naturschutzgebieten (Windberg Freital, Rabenauer Grund, Weiße-
ritztalhangsge) und geschützten Landschaftsbestandteilen ist ein standortangepasstes 
Pufferzonensystem zu etablieren, das verhältnismäßig auf die tatsächliche ökologische Bedeutung 
des Gebietes reagiert (Umweltbericht, S. 10–14). Im FNP-Text sollte ein Prüf- und 
Zurückhaltungsgrundsatz für Bauflächen in direkter Nähe zu Schutzgebieten verankert werden. 



 

 6 

4. Konkrete Vorgaben für WuG1: Für die gewerbliche Baufläche WuG1 ist im FNP festzuschreiben, 
dass (Umweltbericht, S. 116–120): 

a. bestehende wertgebende Gehölzstrukturen (Hecken, Einzelbäume) sowie angrenzende 
Streuobst- und Gewässerbereiche dauerhaft zu erhalten und im Rahmen der Eingriffsrege-
lung aufzuwerten sind, 

b. Eingriffe in gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG sowie in Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten streng geschützter Arten ausgeschlossen werden, 

c. eine artenschutzrechtliche Ausnahmeprüfung nach § 44 BNatSchG zwingend erforderlich 
ist und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) vor Baubeginn 
umzusetzen sind, 

d. eine ökologische Baubegleitung während der Bauphase zu beauftragen ist. 

5. Kompensation vor Ort: Die im Landschaftsplan ausgewiesenen Ausgleichs- und Ersatzflächen (u.a. 
M_TS1–TS5 Sanierung von Stillgewässern, M_RG1 Sanierung Fließgewässer, M_FG1–FG4 Anlage 
Feldgehölze) sollten als vorrangige Kulisse für die Kompensation artenschutzrechtlicher Eingriffe 
benannt werden (Umweltbericht, Tabelle 2). Kompensationsmaßnahmen sollten vorrangig im räum-
lich-funktionalen Zusammenhang (gleiche Gemarkung, gleiches Einzugsgebiet) umgesetzt werden, 
um eine echte ökologische Aufwertung des Naturhaushalts sicherzustellen.  
 

4. Klimaschutz und Klimaanpassung 

Bewertung 

Der Umweltbericht betont zwar die Bedeutung klimarelevanter Freiflächen, von Waldmehrung und 
Entsiegelungsmaßnahmen für das Stadtklima (Umweltbericht, S. 134). Zugleich werden jedoch 
zusätzliche Siedlungs- und Gewerbeflächen in bislang unbebauten Lagen vorgesehen, die 
Kaltluftentstehung, Frischluftzufuhr und Verdunstungsleistung vermindern. 

Problematisch ist insbesondere: 

- Fehlende Klimastrategie: Der FNP enthält kein eigenständiges Kapitel zu Klimaschutz und Klimaan-
passung mit quantifizierten Zielen. Es ist unklar, wie die Neuversiegelung mit Klimazielen 
(Klimaneutralität, Anpassung an Hitze und Starkregen) vereinbar sein soll (Umweltbericht, S. 134). 

- Frischluftschneisen nicht gesichert: Nach Aussagen aus der Bürgerschaft werden insbesondere 
die Freiflächen im Bereich Wurgwitz als wichtiges Kaltluftreservoir und Frischluftschneise für Freital 
wahrgenommen (Bürgerstellungnahmen 3-21). Diese klimatische Funktion ist im Umweltbericht 
nicht ausreichend gewürdigt. Eine Bebauung würde die Frischluftzufuhr für die Kernstadt erheblich 
beeinträchtigen. 

- Versiegelung verschärft Hitzestress und Starkregenrisiko: Die bereits heute überdurchschnittlich 
hohe Versiegelungsquote in Freital (46,85 %) führt zu Hitzestress, insbesondere für vulnerable Grup-
pen (ältere Menschen, Kinder, chronisch Kranke), und verstärkt zugleich die Gefahr von Sturzfluten 
und Überflutungen bei Starkregen (Bürgerstellungnahmen 3-21; Hochwasser 2002 und 2013). 

 

Forderungen 

Der BUND fordert: 

1. Eigenständiges Klimakapitel im FNP: Im FNP sollte ein eigenständiges Kapitel „Klimaschutz und 
Klimaanpassung" mit klaren Zielen aufgenommen werden: 

a. Verbindliche Begrenzung der zusätzlichen Versiegelung auf ein realistisches Maß, 

b. dokumentierte Ausbau der Wald- und Dauergrünlandanteile, 
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c. kartografische Darstellung von Kaltluftentstehungsgebieten und Frischluftkorridoren mit 
dokumentiertem Freihaltungsgrundsatz, 

d. Ausweisung von Hitzeinseln und dokumentierter Verpflichtung zur Durchgrünung bzw. Ent-
siegelung. 

2. Frischluftschneisen kartieren und sichern: Kaltluftleitbahnen und klimatisch besonders wirksame 
Offenlandbereiche sollten auf Basis einer Klimafunktionskarte ermittelt, in einer Themenkarte 
dargestellt und im FNP mit einem Freihaltungsgrundsatz dokumentiert werden 
(Bürgerstellungnahmen 3-21). Dies gilt insbesondere für: 

a. freie Feldfluren am Ortsrand von Wurgwitz (Kaltluftentstehung und Frischluftzufuhr für 
Kernstadt), 

b. Grünzüge entlang von Weißeritz und Hammerbachtal (Kaltluftleitbahnen), 

c. Offenlandbereiche um Somsdorf und Weißig (Kaltluftproduktion). 

3. Schwammstadt-Prinzip im FNP dokumentieren: Für alle neuen Bauflächen sollte im FNP festgehal-
ten werden, dass nachfolgende Bebauungspläne das Prinzip der „Schwammstadt" anwenden 
sollten: 

a. Regenwasserrückhalt auf dem Grundstück (Versickerung vor Einleitung), 

b. Entsiegelungsquoten (mind. 50 % unversiegelte Fläche pro Grundstück), 

c. verpflichtende Dach- und Fassadenbegrünung ab einer bestimmten Gebäudegröße, 

d. Schatten- und Baumpflanzkonzepte (mind. ein großkroniger Laubbaum pro 200 m² Grund-
stücksfläche), 

e. wasserdurchlässige Beläge für Stellplätze und Zufahrten. 

4. Aufforstung und Grünlandentwicklung priorisieren: Die im Umweltbericht und Landschaftsplan auf-
geführten Aufforstungsflächen (M_A1–A12, ca. 81 ha) und extensiven Grünlandentwicklungen 
(M_EG1–EG5, ca. 27 ha) sollten ausdrücklich als Bausteine der kommunalen Klimaanpassungsstra-
tegie gekennzeichnet werden (Umweltbericht, Tabelle 2). Im FNP-Text sollte festgehalten werden, 
dass diese Flächen prioritär entwickelt werden und ihre Inanspruchnahme für andere Nutzungen 
(inkl. Windenergie, Photovoltaik-Freiflächenanlagen in ökologisch sensiblen Bereichen) reduziert 
werden sollte. 

5. Energetische Standards und Ressourcenschonung bei Gewerbe und Wohnen: Für alle neu darge-
stellten Wohn- und Gewerbeflächen sollte im FNP-Text dokumentiert werden, dass nachfolgende 
Bebauungspläne eine hohe energetische Qualität der Gebäude anstreben (z.B. 
Effizienzhausstandard, regenerative Heizsysteme). Darüber hinaus sollte festgehalten werden, dass 
Dach- und Fassadenflächen von Neubauten sowie geeignete Nebenanlagen (z.B. Carports, 
Parkhäuser) grundsätzlich für Photovoltaik-/Solarthermieanlagen in Betracht gezogen werden 
sollten. Für größere Stellplatzanlagen sollten überdachte, solaraktive Lösungen (PV-Carports, 
Solardächer) angestrebt werden.  
 

5. Einzelstandorte mit besonderem Konfliktpotenzial 

Bewertung 

Mehrere konkrete Standorte weisen nach Umweltbericht und Begründung ein besonders hohes Konflikt-
potenzial auf (Umweltbericht, S. 113–115). Diese lassen sich nach Art der Konflikte in drei Gruppen 
einteilen: 

Gruppe 1: Gewerbliche Baufläche WuG1 (Wurgwitz, Zöllmener Straße, ca. 3,33 ha) 
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Kumulation mehrerer Konflikte: Lage in Gebiet mit hoher Grundwassergefährdung, 
artenschutzrechtliche Konflikte, Lärm- und Verkehrsbelastung, Beeinträchtigung der Frischluftschneise, 
sehr hohe Vorbelastung des Ortsteils durch bestehende Gewerbebetriebe (Entsorgungsbetrieb Becker, 
Steinbruch) (Umweltbericht, S. 116–120; Begründung, S. 73–75). 

 

Gruppe 2: Wohnbauflächen mit Boden- und Wasserkonflikten 

- KNW1/KNW2 (Kleinnaundorf): Inanspruchnahme hochwertiger Ackerböden, Erosionsgefährdung, 
Grundwassergefährdung durch geologische Bedingungen und Altbergbau, problematische Regen-
wasserentsorgung (Umweltbericht, S. 42–54). 

- WW1 (Weißig): Überlagerung mit regionalplanerischem Vorranggebiet Landwirtschaft, hohe agrar-
strukturelle Bedeutung, große Flächeninanspruchnahme hochwertiger Ackerstandorte (2,73 ha) 
(Umweltbericht, S. 85–90; Begründung, S. 66). 

 

Gruppe 3: Wohnbauflächen mit Klima- und Biotopverbundkonflikten 

- SW1 (Somsdorf): Hanglage mit Erosionsgefährdung, hohe Bedeutung des angrenzenden 
Offenlandes für Kaltluftentstehung und Biotopverbund, Nähe zu landwirtschaftlichen Betrieben, 
Landschaftsplan sieht hier prioritär Grünlanderhalt und Erosionsschutz vor (Umweltbericht, S. 79–
84). 

- NW2 (Niederhermsdorf): Große Arrondierung (2,31 ha) auf bisher landwirtschaftlich genutztem 
Acker und Grünland ohne ausreichende Bedarfsbegründung (Umweltbericht, S. 66–72). 

 

Aus den Bürgerstellungnahmen zur früher geplanten Erweiterung nördlich der Zöllmener Straße wird 
zudem ersichtlich, dass der Raum um Wurgwitz bereits heute erheblichen Belastungen ausgesetzt ist 
(Bürgerstellungnahmen 3-21): 

- Lärm durch Autobahn A17, Flughafen Dresden, Steinbruch, 

- Staub und Schmutz durch Steinbruch und Entsorgungsbetrieb 

- Plastikmüll-Verschmutzung durch mangelnde Sicherung des Entsorgungsbetriebs, 

- Verkehrsbelastung auf schmalen Ortsstraßen ohne Fußwege (Gefahr für Schulkinder). 

Die Anwohner empfinden weitere gewerbliche Entwicklungen als nicht mehr zumutbar und verweisen 
auf die hohe Bedeutung der Freiflächen für Erholung, Landwirtschaft, Natur und Klima. 

 

Forderungen zu WuG1 

Der BUND fordert für die gewerbliche Baufläche WuG1 (Wurgwitz, Zöllmener Straße): 

1. Begrenzung der baulichen Ausnutzung: Die zulässige bauliche Ausnutzung sollte im FNP-Text 
dokumentiert werden (Umweltbericht, S. 116–120): 

a. GRZ max. 0,6 (statt üblicher 0,8 für Gewerbegebiete) – mit dem Ziel, 
Versiegelungszunahmen zu minimieren, 

b. Geschossigkeit max. 2 Vollgeschosse – zur Begrenzung visueller und mikroklimischer Aus-
wirkungen, 

c. max. 50 % der Fläche dürfen tatsächlich versiegelt werden – zum Schutz von Versickerung 
und Kaltluftbildung, 
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d. Ausweisung als eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) mit Ausschluss emissionsintensiver 
Betriebe (Metallverarbeitung, Chemie, Lackiererei, Recycling, Logistik mit Nachtbetrieb). 

2. Umfassende Gutachtenpflicht: Im FNP sollte dokumentiert werden, dass im Bebauungsplanverfah-
ren mindestens folgende Untersuchungen durchzuführen sind (Umweltbericht, S. 116–120): 

a. vollständige artenschutzrechtliche Prüfung (ASP II) mit Erfassungen über mind. eine 
Vegetationsperiode, 

b. schall- und lufthygienisches Gutachten einschließlich Bewertung der zusätzlichen Verkehrs-
belastungen, 

c. verkehrsplanerische Untersuchung mit Fokus auf Schulwegsicherheit und 
Leistungsfähigkeit der Zöllmener und Kesselsdorfer Straße. 

3. Die Ergebnisse dieser Gutachten sollten bei der weiteren Planung berücksichtigt werden. 

4. Ausschluss weiterer Gewerbeflächen: Im FNP sollte klarzustellen sein, dass weitere gewerbliche 
Entwicklungsoptionen im Umfeld von Wurgwitz (insbesondere nördlich der Zöllmener Straße, im 
Bereich der ehemaligen Planfläche WuG2 Nord) im Planungszeitraum nicht weiter verfolgt werden 
(Begründung, S. 73–75; Bürgerstellungnahmen 3-21). Dies sollte textlich dokumentiert und in der 
Planzeichnung durch eine Signatur gekennzeichnet werden. 

 

Forderungen zu Wohnbauflächen 

Der BUND empfiehlt für folgende Wohnbauflächen eine kritische Überprüfung: 

1. KNW1 (Kleinnaundorf, Dresdner Landstraße, 0,62 ha): Empfehlung zu Reduktion oder Streichung 
(Umweltbericht, S. 42–48). Begründung: Inanspruchnahme unversiegelten Ackers mit hoher Boden-
fruchtbarkeit und Grundwasserneubildungsfunktion in Gebiet mit Grundwassergefährdung und Alt-
bergbau, problematische Regenwasserentsorgung. Falls nicht vollständig gestrichen, sollte die Flä-
che deutlich reduziert werden. 

2. KNW2 (Kleinnaundorf, Am Birkenwäldchen, 0,17 ha): Begrenzung auf bereits vorgeprägte Garten- 
und Erholungsflächen (Umweltbericht, S. 48–53). Angrenzende Grün- und Biotopstrukturen (Baum-
bestand, Hecken) im Übergang zum Außenbereich sollten erhalten und als „Flächen für 
Maßnahmen" dokumentiert werden. 

3. SW1 (Somsdorf, Rosenstraße, 0,68 ha): Kritische Überprüfung und ggf. Reduktion empfohlen 
(Umweltbericht, S. 79–84). Begründung: Hanglage mit Erosionsgefährdung, hohe Bedeutung des 
angrenzenden Offenlandes für Kaltluftbildung und Biotopverbund, Nähe zu landwirtschaftlichen 
Nutzungen, Landschaftsplan sieht hier prioritär Grünlanderhalt, Aufforstung und Erosionsschutz 
vor. Wenn die Fläche beibehalten wird, sollten verstärkte Auflagen zum Bodenschutz gelten. 

4. WW1 (Weißig, Hauptstraße, 2,73 ha): Empfehlung zu Reduktion auf max. 1,4 ha (Umweltbericht, S. 
85–90; Begründung, S. 66). Begründung: Überlagerung mit regionalplanerischem Vorranggebiet 
Landwirtschaft, agrarstrukturelle Bedeutung, Inanspruchnahme hochwertiger Ackerstandorte, 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes. Die reduzierte Fläche sollte auf den unmittelbaren 
Siedlungsrand beschränkt werden. 

5. NW2 (Niederhermsdorf, Zum Freibad, 2,31 ha): Empfehlung zu Reduktion auf ein städtebaulich 
begründbares Mindestmaß (max. 1,0 ha im unmittelbaren Anschluss an bestehende Bebauung) 
(Umweltbericht, S. 66–72). Die verbleibenden Teile der heute als Acker oder Grünland genutzten 
Flächen sollten im FNP als Fläche für die Landwirtschaft bzw. als Fläche für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dargestellt werden. 
Begründung: Große Flächeninanspruchnahme nicht vollständig durch dokumentierten Bedarf 
gedeckt, Erhalt der landwirtschaftlichen Nutzung sollte Priorität haben. 
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Für alle Wohnbauflächen wird empfohlen, dass in nachfolgenden Bebauungsplänen verstärkte 
Vorgaben zur Minimierung der Bodenversiegelung, zur dezentralen Regenwasserbewirtschaftung und 
zum Schutz angrenzender Klima- und Biotopverbundfunktionen umgesetzt werden. 

Zusammenfassung und Schluss 

Der vorgelegte Entwurf des Flächennutzungsplans der Stadt Freital sieht einen Umfang an Neuinan-
spruchnahme von Freiflächen vor, der nach Auffassung des BUND einer kritischen Überprüfung bedarf 
(Umweltbericht, S. 113–115; Begründung, S. 62–75). Der BUND empfiehlt daher eine Überarbeitung des 
Planentwurfs mit folgenden Schwerpunkten: 

1. Deutliche Reduktion des Flächenverbrauchs auf die Hälfte der derzeit vorgesehenen 
Außenentwicklung durch konsequente Priorität für Innenentwicklung und Brachflächenaktivierung. 

2. Verbindliche Festlegungen für Bodenschutz, Wassermanagement und Klimaanpassung bereits auf 
FNP-Ebene durch Prüfaufträge und Dokumentationen, nicht erst in nachgelagerten Bebauungsplan-
verfahren (Umweltbericht, S. 113–115). 

3. Sicherung ökologisch sensibler Bereiche (Frischluftschneisen, Biotopverbundachsen, hochwertige 
Böden) durch Darstellung als Schutz- und Entwicklungsflächen statt als Bauflächen (Landschafts-
plan; Umweltbericht, Tabelle 2). 

4. Kritische Überprüfung besonders konfliktträchtiger Standorte (KNW1, SW1, WW1, NW2) und diffe-
renzierte Auflagen für WuG1 mit dokumentiertem Ausschluss weiterer Gewerbeentwicklungen in 
kritischen Bereichen (Umweltbericht, S. 42–120). 

5. Eigenständiges Klimakapitel im FNP mit dokumentierten Zielen zur Begrenzung der Neuversiege-
lung, zum Ausbau von Grün- und Waldflächen und zur Sicherung klimatischer Ausgleichsräume 
(Umweltbericht, S. 134). 

Der BUND ist sich bewusst, dass die Stadt Freital Entwicklungsperspektiven benötigt. Diese dürfen 
jedoch nicht zu Lasten der natürlichen Lebensgrundlagen gehen. Die im Landschaftsplan bereits 
benannten umfangreichen Entsiegelungs-, Extensivierungs- und Aufforstungsziele (Umweltbericht, 
Tabelle 2) zeigen, dass die Stadt selbst die Notwendigkeit eines ökologischen Gegensteuerns erkannt 
hat. Der BUND würde sich freuen, wenn diese Erkenntnisse in die weitere Planung einfließen und der 
vorliegende Planentwurf im Sinne einer nachhaltigen, zukunftsfähigen Stadtentwicklung überarbeitet 
werden könnte. 

 

Wir bitten um Berücksichtigung der dargestellten Hinweise und um Beteiligung im weiteren Verfahren. 

 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


